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ARBEITGEBERLEISTUNGEN

Outplacement-Beratung: Finanzverwaltung sieht 
sie nicht als Weiterbildung nach § 3 Nr. 19 EStG
von StB Dipl.-Finw. (FH) Susanne Weber, WTS Steuerberatungsges. mbH, 
München

|  Seit 01.01.2019 gilt für Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers, die der 
Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit des Arbeitnehmers dienen, eine 
Steuerbefreiungsvorschrift – § 3 Nr. 19 EStG. Jetzt hat sich die Finanzver-
waltung erstmals zu deren Anwendungsbereich im Bereich Outplacement-
Beratungen geäußert. Erstaunlicherweise sieht sie viele Bestandteile von 
Outplacement-Beratungen nicht als begünstigte Weiterbildungsleistungen 
an, sondern unterstellt steuerpflichtigen Arbeitslohn. LGP verschafft Ihnen 
einen Überblick.  |

Weiterbildungsleistungen im eigenbetrieblichen Interesse
Berufliche Fort- oder Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers führen 
beim Arbeitnehmer nicht zu Arbeitslohn, wenn diese Bildungsmaßnahmen 
im ganz überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers durch-
geführt werden (R 19.7 LStR). 

Ein ganz überwiegend eigenbetriebliches Interesse des Arbeitgebers ist an-
zunehmen, wenn die Maßnahme die Einsatzfähigkeit des Arbeitnehmers im 
Betrieb erhöhen soll. Ein Indiz hierfür ist die (wenigstens) teilweise Anrech-
nung auf die Arbeitszeit des Arbeitnehmers. Aber auch bei Maßnahmen, die 
ausschließlich in der Freizeit des Arbeitnehmers stattfinden, kann ein ganz 
überwiegendes betriebliches Interesse des Arbeitgebers vorliegen.

Steuerfreie Weiterbildungsleistungen nach § 3 Nr. 19 EStG
Bereits zum 01.01.2019 wurde mit dem „Gesetz zur Stärkung der Chancen für 
Qualifizierung und für mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung“ die 
Weiterbildungsförderung durch die Bundesagentur für Arbeit verbessert. 
Weiterbildungen, die Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln, 
die über eine arbeitsplatzbezogene Fortbildung hinausgehen, werden im 
Rahmen des § 82 SGB III gefördert. 

Begünstigte Personen
Das Gesetz spricht von Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers. Begüns-
tigt sind damit lediglich Arbeitnehmer, nicht aber z. B. selbstständige Han-
delsvertreter eines Unternehmens. Die Leistungen muss der (eigene) Arbeit-
geber gewähren; bei Leiharbeitnehmern ist das somit der Verleiher.

Weiterbildungsleistungen nach § 82 Abs. 1 und 2 SGB III
Unter die Weiterbildungsleistungen nach § 82 Abs. 1 und 2 SGB III fallen Maß-
nahmen, die Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln, die über 
eine arbeitsplatzbezogene kurzfristige Fortbildung hinausgehen. Der Be-
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rufsabschluss muss bei einer Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren 
in der Regel mindestens vier Jahre zurückliegen. Der Arbeitnehmer darf in 
den letzten vier Jahren vor Antragsstellung nicht an einer beruflichen Wei-
terbildung teilgenommen haben, die nach dieser Vorschrift gefördert wird. 
Die Maßnahme muss von einem zugelassenen Träger durchgeführt werden 
und mehr als 120 Stunden dauern (§ 82 Abs. 1 S. 1 SGB III).

Ziel der Förderung muss die Weiterbildung von Arbeitnehmern sein, deren 
Arbeitsplatz durch Technologie ersetzt wird oder die in anderer Weise von 
einem Strukturwandel betroffen sind (§ 82 Abs. 1 S. 2 SGB III), oder die Wei-
terbildung in einem Engpassberuf (§ 82 Abs. 1 S. 3 SGB III). Weiterbildungs-
maßnahmen von Arbeitnehmern in Betrieben mit weniger als 250 Beschäftig-
ten werden gefördert, wenn der Arbeitnehmer mindestens 45 Jahre alt oder 
schwerbehindert ist (§ 82 Abs. 1 S. 4 SGB III). Ausgeschlossen von der Förde-
rung ist die Teilnahme an Maßnahmen, zu deren Durchführung der Arbeitge-
ber aufgrund bundes- oder landesrechtlicher Regelungen verpflichtet ist.

Voraussetzung für die Förderung ist ein angemessener Arbeitgeberbeitrag 
zu den Lehrgangskosten, der sich nach der Betriebsgröße auf Grundlage der 
Beschäftigtenzahl richtet (§ 82 Abs. 2 SGB III). Dieser Arbeitgeberbeitrag wird 
durch § 3 Nr. 19 1. Alternative EStG steuerfrei gestellt. Der Gesetzgeber geht 
davon aus, dass ein ganz überwiegend eigenbetriebliches Interesse vorliegt, 
wenn der Arbeitgeber solche Bildungsmaßnahmen finanziert, sodass die ge-
setzliche Regelung für Rechtssicherheit sorgen sollte.

Weiterbildungsleistungen zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit
§ 3 Nr. 19 Alt. 2 EStG stellt darüber hinaus Weiterbildungsleistungen des Ar-
beitgebers steuerfrei, die der Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit des 
Arbeitnehmers dienen. Für diese ist keine Beteiligung der Bundesagentur 
für Arbeit notwendig. 

Nach der Gesetzesbegründung gilt die Steuerfreiheit z. B. für Sprach- oder 
Computerkurse, die nicht arbeitsplatzbezogen sind, aber eine Anpassung der 
beruflichen Kompetenzen des Arbeitnehmers ermöglichen – und ihn somit 
befähigen, berufliche Herausforderungen besser zu bewältigen. Die Weiter-
bildung darf keinen überwiegenden Belohnungscharakter haben.

Outplacement-Beratungen und § 3 Nr. 19 EStG
Unter dieses Ziel „Förderung der Beschäftigungsfähigkeit“ könnte man m. E. 
auch ein Fit-machen für den Arbeitsmarkt verstehen. Solche Trainings wer-
den häufig im Rahmen von Outplacement-Beratungen durchgeführt.

Das verbirgt sich hinter Outplacement-Beratungen 
Diese dienen dazu, Arbeitnehmer, deren Arbeitsplatz bedroht ist oder die be-
reits einen Aufhebungsvertrag unterschrieben haben, bei der Suche nach ei-
nem neuen Arbeitsplatz zu unterstützen. Im Regelfall werden hierzu die be-
rufliche und private Situation des Arbeitnehmers und seine beruflichen Per-
spektiven analysiert. Dabei wird ein Qualifikationsprofil erstellt und ggf. wei-
terer Fortbildungsbedarf identifiziert.
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Der Arbeitnehmer wird auch bei der Bewerbung für einen neuen Arbeitsplatz 
(Erarbeitung der Bewertungsunterlagen, Vorbereitung von Bewerbungsge-
sprächen) und ggf. in Bezug auf den neuen Arbeitsvertrag unterstützt. Die 
Beratung kann als Einzelberatung oder als Gruppen-Outplacement stattfin-
den. Arbeitgeber bieten solche Leistungen neben einer finanziellen Abfin-
dung oft Arbeitnehmern an, die im Zuge von Restrukturierungs- oder Sanie-
rungsmaßnahmen aus dem Unternehmen ausscheiden müssen. 

Steuerliche Bewertung der Outplacement-Beratung
Die Finanzverwaltung hat sich nun in Gestalt der OFD Nordrhein-Westfalen 
dazu geäußert, inwieweit die Steuerbefreiung auch auf Outplacement-Bera-
tungen angewendet werden kann. Die OFD vertritt folgende Auffassung (OFD 
Nordrhein-Westfalen, Kurzinformation 02/2020 vom 04.08.2020, DB 2020, 
1878):

�� Eine Outplacement-Beratung wird nicht als Leistung im ganz überwiegen-
den eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers angesehen. Das be-
deutet, dass dem Arbeitnehmer Arbeitslohn zufließt, der ggf. nach § 3 
Nr. 19 EStG steuerfrei sein kann.

�� Wenn die Arbeitnehmer erst nach Abschluss des Aufhebungsvertrags zur 
Teilnahme von Bestandteilen einer Outplacement-Beratung berechtigt 
sind, fließt ihnen keine einheitliche Leistung zu. Für jede Teilleistung muss 
separat beurteilt werden, ob § 3 Nr. 19 EStG erfüllt ist. 

Teilleistung der Outplacement-Beratung und steuerliche Behandlung
Bezogen auf die konkrete Anfrage, die der Finanzverwaltung vorlag, wurden 
Einzelbestandteile einer Outplacement-Beratung wie folgt beurteilt: 

◼◼ Einzelbestandteile einer Outplacement-Beratung vor Annahme eines Aufhebungsangebots
Leistung Gegenstand der Leistung Steuerliche Behandlung aus 

Sicht der Finanzbehörden

Perspektiven-
beratung

Arbeitnehmer werden motiviert, sich ausführlicher mit den eigenen 
Stärken sowie Chancen am externen Arbeitsmarkt zu befassen, 
sich mit Alternativen zum derzeitigen Arbeitgeber auseinanderzu-
setzen und externe Beratungsleistungen in Anspruch zu nehmen. 

Ziel dieser Maßnahme ist auch, mit den Arbeitnehmern im An-
schluss daran eine einvernehmliche Trennung im Rahmen einer 
Aufhebungsvereinbarung zu erzielen.

Die Leistungen sind nicht 
nach § 3 Nr. 19 EStG steuer-
frei. Sie sind als steuerpflich-
tiger Arbeitslohn zu behan-
deln.

Grund: Keine Weiterbildungs-
leistung des Arbeitgebers, die 
der Verbesserung der Be-
schäftigungsfähigkeit des Ar-
beitnehmers dient.

Steuer- und 
sozialversiche-
rungsrechtliche 
Beratung

Dem Arbeitnehmer wird ergänzend zur beruflichen Perspektiven-
beratung in der Entscheidungsphase vor Annahme eines Aufhe-
bungsangebots oft auch eine individuelle steuer- und sozialversi-
cherungsrechtliche Beratung angeboten. 

Schwerpunktmäßig werden die Themen Abfindung, Arbeitslosen-
geld, gesetzliche Krankenversicherung und ggf. gesetzliche Rente 
behandelt.

Instrument bei 
Sanierungs- oder 
Restrukturierungs-
maßnahmen

Beratung nicht im 
ganz überwiegend 
betrieblichen 
Interesse ...

... und keine 
einheitliche Leistung
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-◼◼ Einzelbestandteile einer Outplacement-Beratung nach Annahme eines Aufhebungsangebots
Leistung Gegenstand der Leistung Steuerliche Behandlung aus 

Sicht der Finanzbehörden

Marktvor- 
bereitungsbe-
ratung

In der Marktvorbereitungsberatung wird zunächst mit dem Arbeit-
nehmer eine Standortbestimmung durchgeführt. Neben der (klas-
sischen) Bestimmung von eigenen Werten, Zielen, Wünschen und 
potenziellen Märkten geht es um Reflexion hinsichtlich eigener 
Kompetenzen und Persönlichkeitsmerkmale. Entwicklungspoten-
ziale werden identifiziert und zielgerichtet erschlossen. Am Ende 
der Marktvorbereitungsphase steht ein fertiger, marktgerechter 
Lebenslauf, der die berufliche Vergangenheit abbildet und gleich-
zeitig in die Zukunft strahlt.

Eine separat zu beurteilende 
Leistung mit Schwerpunkt 
„Marktvorbereitung“ erfüllt 
nicht die Voraussetzungen der 
Steuerbefreiung nach §  3 
Nr. 19 EStG. Die Zuwendung 
ist als steuerpflichtiger Ar-
beitslohn zu behandeln.

Markt- 
abgleich

Bei jedem betroffenen Arbeitnehmer wird ein „Marktabgleich“ 
durchgeführt, damit dieser weiß, dass sein Ziel und sein Profil aus 
Marktsicht passen, oder er erhält den entscheidenden Hinweis, um 
sich optimal zu positionieren. Zusätzlich zur individuellen Beratung 
werden den betroffenen Arbeitnehmern auch Themen-Workshops 
angeboten.​

Die obersten Finanzbehörden 
haben diese Leistung nicht 
bewertet.

Vermarktung/
Neuplatzierung

Zusätzlich zur Befähigung der betroffenen Arbeitnehmer, sich am 
Arbeitsmarkt und in Netzwerken zu bewegen, ist Kern der Out-
placement-Beratung die Vermarktung und Platzierung der Arbeit-
nehmer.

Eine separat zu beurteilende 
Leistung mit Schwerpunkt 
„Vermarktung/Neuplatzierung“ 
erfüllt nicht die Voraussetzun-
gen des § 3 Nr. 19 EStG. Die 
Zuwendung ist als steuerpflich-
tiger Arbeitslohn zu behandeln.

Im Ergebnis beurteilt die OFD NRW keine der genannten Leistungen als 
durch den § 3 Nr. 19 2. Alternative EStG begünstigt. Sie nennt keinen nachvoll-
ziehbaren Grund bzw. liefert keine Definition, welche Leistungen durch die 
Vorschrift gedeckt sein könnten. Und sie bezieht auch nicht dazu Stellung, 
inwieweit die steuerpflichtigen Leistungen bei den Arbeitnehmern als Wer-
bungskosten berücksichtigt werden können.

BFH: Einzel-Outplacement-Beratung – kein eigenbetriebliches Interesse
Der BFH hat bereits 2001 entschieden, dass eine Einzel-Outplacement-Bera-
tung keine Leistung im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse des Ar-
beitgebers nach R 19.7 LStR darstellt (BFH, Urteil vom 14.08.2001, Az. XI R 
22/00, Abruf-Nr. 020189). 

Im Urteilsfall hatte der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer im Aufhebungsver-
trag ein Budget zugesagt, das er für eine Outplacement-Beratung verwenden 
konnte. Den Betrag, den er nicht für die Beratung benötigte, konnte er sich 
auszahlen lassen. Der BFH kam zum Schluss, dass in dem Fall die Bera-
tungsleistung Teil der Abfindung sei und als sog. ergänzende Entschädi-
gungszusatzleistung aus sozialer Fürsorge unschädlich für die Anwendung 
der Fünftel-Regelung für die Abfindung ist, selbst wenn der Zufluss in einem 
anderen Jahr als die Abfindung selbst erfolgt. 

Konsequenzen für die Praxis
Aus all dem folgt: Eine Einzel-Outplacement-Beratung ist keine Leistung im 
ganz überwiegenden betrieblichen Interesse des Arbeitgebers und fällt aus 
Sicht der Finanzverwaltung auch nicht unter § 3 Nr. 19 EStG. 

OFD verneint 
Steuerfreiheit

Einzel-Outplace-
mentberatung ist 
geldwerter Vorteil
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Arbeitnehmern verbleibt nur der Werbungskostenabzug
Für die Einzel-Outplacement-Beratung bedeutet das steuerlich Folgendes: 

�� Nimmt der Arbeitnehmer die vom Arbeitgeber angebotene und finanzierte 
externe Outplacement-Beratung in Anspruch, sind die vom Arbeitgeber 
gezahlten Beträge beim Arbeitnehmer lohnsteuerpflichtiger geldwerter 
Vorteil. Dieser fließt in dem Zeitraum zu, in dem der Arbeitnehmer die Be-
ratungsleistung in Anspruch nimmt. Umgekehrt gilt: Nimmt der Arbeit-
nehmer die Outplacement-Beratung nicht in Anspruch, liegt kein Arbeits-
lohn vor. 

�� Outplacement-Leistungen werden regelmäßig im Rahmen von Aufhe-
bungsvereinbarungen zugesagt. Sie sind dann Teil der „Abfindung“ und 

▪▪ können mit der Fünftel-Regelung ermäßigt besteuert werden (§ 34 
EStG) bzw. 

▪▪ sind beitragsfrei in der Sozialversicherung. 

�� Der Arbeitnehmer kann die Kosten für die Outplacement-Leistungen im 
Regelfall in voller Höhe als Werbungskosten abziehen (entsprechend R 9.1 
Abs. 4 S. 1 LStR). Die Kosten lassen sich auch dann voll abziehen, wenn der 
Wert der Outplacement-Beratung als Teil der Abfindung mit der Fünftel-
Regelung ermäßigt besteuert wurde. Im Ergebnis bleibt die Outplacement-
Beratung daher in den meisten Fällen steuerfrei. Nur bei Arbeitnehmern, 
die den Arbeitnehmer-Pauschbetrag von derzeit 1.000 Euro nicht durch 
andere Werbungskosten ausschöpfen, verbleibt insoweit eine steuerliche 
Belastung.

Hätte man die Outplacement-Beratung über § 3 Nr. 19 2. Alternative EStG 
steuerfrei gestellt, hätte man Arbeitgeber (und Arbeitnehmer) von all dem 
administrativen Aufwand entlastet.

Qualifikations- und Trainingsmaßnahmen im eigenbetrieblichen Interesse
Weiterhin als Leistung im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse des 
Arbeitgebers angesehen werden 

�� dem SGB III entsprechende Qualifikations- und Trainingsmaßnahmen, 
�� die der Arbeitgeber oder eine zwischengeschaltete Beschäftigungsgesell-
schaft 

�� im Zusammenhang mit Auflösungsvereinbarungen 
erbringt (R 19.7 Abs. 2 S. 5 LStR). 

Wermutstropfen hier: Leider stellen die Finanzämter unterschiedliche Anfor-
derungen an den Nachweis, dass die Maßnahme dem SGB III entspricht. 
Auch hier hätte die Anwendung des § 3 Nr. 19 Alt. 2 EStG erhebliche Erleich-
terungen bringen können.

Begünstigungen 
im Rahmen einer 
Aufhebungs- 
vereinbarung

Steuerliche 
Entlastung 
über Werbungs-
kostenabzug

Wichtige Chance  
zur Entlastung  
der Arbeitgeber ... 

... gleich zweimal 
vertan 


